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Mediation

Neue Grundlagen
der Streitschlichtung
Durch das Mediationsgesetz wird diese außergerichtliche Konfliktbeilegung in

Deutschland auf eine rechtssichere Grundlage gestellt. Zudem werden Standards in

der Aus- und Fortbildung von Mediatoren gesetzt. Dies alles trägt zur nachhaltigen

Qualitätssicherung bei. 

Jakob Harich

A
m 26. Juli 2012 trat das
„Gesetz zur Förderung
der Mediation und ande-
rer Verfahren der außer-

gerichtlichen Konfliktbeilegung“
(kurz: Mediationsgesetz) in Kraft.
Damit folgte Deutschland mit der
gesetzlichen Regelung zur Media-
tion einer Reihe von europäischen
Nachbarländern, wie etwa der
Schweiz (seit 2011) oder Öster-
reich (seit 2004).

Damit wurden die wesent -
lichen Grundlagen der Media-
tion geregelt und ein wesent -
licher Beitrag für die Verbesse-
rung der Streitkultur in
Deutschland geleistet.

Die außergericht liche Media-
tion und der „freie Mediator“

werden durch die Eckpfeiler der
gesetzlichen Regelung zudem
definiert und gestärkt.

Das Mediationsgesetz (Media-
tionsG) besteht aus neun Para-
graphen, ist also überschaubar.
Dennoch enthält es die wesentli-
chen Eckpunkte, die für die
Durchführung einer Mediation
notwendig sind.

Im Gesetz werden die Mög-
lichkeiten der Mediation (oder
eines anderen Verfahrens der au-
ßergerichtlichen Konfliktbeile-
gung) in der Zivilprozessordnung
und in den anderen einschlägi-
gen Prozessordnungen für Fami-
liensachen, Arbeits- Sozial- Ver-
waltungs- und Finanzgerichtssa-
chen gesetzlich verankert.

Mehr Transparenz
Durch die Definitionen in § 1 Me-
diationsG werden wesentliche
Prinzipien festgehalten, die eine
Mediation ausmachen. Sie wird
als vertrauliches und strukturier-
tes Verfahren definiert, in dem
die Parteien mithilfe eines oder
mehrerer Mediatoren freiwillig

und eigenverantwortlich eine
einvernehmliche Beilegung ihres
Konflikts anstreben.

Der Schutz der Vertraulich-
keit ist eine unabdingbare Vo-
raussetzung für das Gelingen
einer Mediation. Dabei geht es
sowohl um die Vertraulichkeit
zwischen Mediator und den
Parteien als auch um die Ver-
traulichkeit in Form der Ver-
schwiegenheitspflicht nach au-
ßen, die in § 4 MediationsG ge-
sondert geregelt ist.

In Verbindung mit § 383 Ab-
satz 1 Nr. 6 Zivilprozessordnung
(ZPO) hat der Streitschlichter nun
auch ein Zeugnisverweigerungs-
recht aufgrund seiner Tätigkeit
als Mediator und unabhängig
von seinem ausgeübten Beruf.

Eine strukturierte Vorgehens-
weise ist für den Erfolg der Me-
diation entscheidend. Dabei geht
es um das planvolle Vorgehen
des Mediators. Dieser trägt die
Verantwortung dafür, dass die
notwendigen Schritte im Media-
tionsverfahren eingehalten wer-
den. Weit verbreitet ist ein Pha-
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senmodell, das sich in fünf Haupt-
phasen und eine zusätzlich mögli-
che Vorbereitungsphase gliedert
(siehe Hinweis auf Seite 74).

Um die Vielfalt der unter -
schied lichen Vorgehensweisen zu
ermöglichen, hat der Gesetzge-
ber bewusst auf die nähere Defi-
nition einer Struktur verzichtet.

Die Freiwilligkeit des Verfah-
rens (§ 2 Absatz 2 MediationsG)
scheint auf den ersten Blick eine
Schwäche zu sein, ist aber die we-
sentliche Stärke der Mediation.
Das Mediationsverfahren kann
nach § 2 Absatz 5 MediationsG
jederzeit von den Parteien oder
vom Mediator beendet werden.
Dadurch verbinden die Parteien
im Mediationsverfahren die Ab-
sicht und ihren Willen, tatsäch-
lich eine einvernehmliche Beile-
gung des Konflikts anzustreben.
Die Kooperationsbereitschaft je-
des Einzelnen wird dadurch ge-
fordert und ist entscheidend für
die angestrebte, einvernehmliche
Lö sung.

Die Eigenverantwortlichkeit
der Parteien ist Ausdruck der
Selbstbestimmung, im Gegensatz
zu der Delegation der Verant-
wortung einer Entscheidung
(etwa in einem Gerichtsverfah-
ren). Die Parteien nehmen am
Mediationsverfahren persönlich
teil und bringen sich und ihre In-
teressen dabei ein, auch wenn sie
von Beratern oder Anwälten be-
geleitet werden. Die damit ver-
bundene Selbstbestimmung ist
Ausdruck einer immer stärker zu
beobachtenden gesellschaftlichen
Entwicklung.

Mediation passt in den Zeit-
geist, weil immer mehr Men-
schen nicht länger bereit sind,
sich fremdbestimmen zu lassen.
Dies gilt auch für die Lösung ihrer
Konflikte.

Mehr Klarheit
Das Gesetz definiert den Begriff
des Mediators und enthält Rege-
lungen über seine Rechte, Aufga-
ben und Pflichten: „Ein Mediator
ist eine unabhängige und neu-
trale Person ohne Entscheidungs-
befugnis, die die Parteien durch
die Mediation führt.“ (§1 Absatz
2 MediationsG).

Der Mediator muss also per-
sönlich unabhängig von den Par-
teien sein. Hier ist vor allem im in-
nerbetrieblichen Konfliktmana-
gement darauf zu achten, dass
der als Mediator eingesetzte Mit-
arbeiter bei der Ausübung seiner
Aufgabe (beispielsweise durch
eine Betriebsvereinbarung) ge-
schützt wird, etwa vergleichbar
mit einem Datenschutzbeauf-
tragten.

Die Neutralität eines Media-
tors kann auch dadurch infrage
gestellt werden, dass die Kosten
der Mediation lediglich eine Par-
tei oder eine Rechtsschutzversi-
cherung übernimmt. Der Media-
tor hat den Parteien alle Um-
stände offenzulegen, die seine

Unabhängigkeit und Neutralität
beeinträchtigen könnten. Dies ist
in den beiden genannten Bei-
spielen geboten. Er kann nur als
Mediator tätig werden, wenn die
Parteien dem ausdrücklich zu-
stimmen (§ 3 Absatz 1 Mediati-
onsG).

Das Gesetz enthält in § 3 wei-
tere Offenbarungs- und Informa-
tionspflichten sowie Tätigkeits-
beschränkungen für eventuelle
Interessenskollisionen, bei denen
die Neutralität des Mediators ge-
fährdet ist und infrage gestellt
werden kann. Diese Vorschriften
sollen die Parteien davor schüt-
zen, dass andere als sachgerechte
und interessenbasierte Erwägun-
gen das Ergebnis des Mediations-
verfahrens bestimmen.

Neben dem Begriff der Neu-
tralität hat sich auch der Grund-
gedanke der Allparteilichkeit in
der Mediation entwickelt. Allpar-
teilichkeit bedeutet nicht nur,
dass der Mediator sich neutral
verhält, sondern dass er allen Par-
teien gleichermaßen verpflichtet
ist (§ 2 Absatz 3 MediationsG),
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ohne dabei die Rolle eines Inte-
ressenvertreters einzunehmen.

Man könnte Allparteilichkeit
auch als interessenneutrale Enga-
giertheit zur Lösungsfindung de-
finieren. Es wird weiter klarge-
stellt, dass der Mediator keine
Entscheidungsbefugnis in der Sa-
che hat, sondern lediglich als Pro-
zessverantwortlicher durch das
Verfahren führt. Damit wird ein
wesentliches Unterscheidungs-
merkmal in Abgrenzung etwa zu
Schlichtungs- oder Schiedsverfah-
ren festgeschrieben.

Einheitlicher Standard zur
Qualitätssicherung
Zentrale Bestimmungen sind die
§§ 5 und 6 MediationsG, die Aus-
und Fortbildung des Mediators
einschließlich der Zertifizierung
regeln. Als neue Berufsbezeich-
nung wird der Begriff des „Zerti-
fizierten Mediators“ eingeführt.
Die Voraussetzungen der Zertifi-
zierung werden zukünftig in ei-
ner Rechtsverordnung geregelt,
zu der das Gesetz die Verord-
nungsermächtigung enthält.

Derzeit befinden sich die Ver-
bände und Interessengruppen
der Mediation in einem Entschei-
dungsfindungsprozess über In-
halt und Ausgestaltung dieser
Verordnung. Der Rechtsausschuss
des Deutschen Bundestages hat
in seiner Beschlussempfehlung
zum Mediationsgesetz die Grund-
züge der Regelung bereits detail-
liert aufgelistet. Es wird in

Deutschland keine staatliche
Stelle geben – wie etwa das Jus-
tizministerium in Österreich –, die
die Einhaltung der Qualitätsstan-
dards bescheinigen wird. Viel-
mehr ist vorgesehen, dass diese
Aufgabe bei den maßgeblichen
Mediatoren- und Berufsverbän-
den verbleibt und eine privat-
rechtlich organisierte Stelle diese
Aufgabe übernimmt.

Inhaltlich geht die Beschluss-
empfehlung des Rechtsausschus-
ses von einer Mindeststunden-
zahl von 120 Stunden aus. Zurzeit
diskutierte Inhalte und deren Ge-
wichtung finden Sie im Hinweis
auf dieser Seite.

Der genaue Termin für den Er-
lass der Rechtsverordnung ist
noch nicht bekannt. Das Bundes-
justizministerium hat jedoch er-
klärt, dass die Rechtsverordnung
einen ausreichenden Zeitraum
von mindestens einem Jahr zwi-
schen Erlass und ihrem Inkrafttre-
ten vorsehen wird. Damit soll al-
len Beteiligten ausreichend Zeit
verbleiben, sich auf die Verord-
nung einzustellen.

Unabhängig von der bevorste-
henden Regelung wenden eine
Reihe von Verbänden seit vielen
Jahren eigene Ausbildungs- und
Fortbildungsrichtlinien zur Quali-
tätssicherung der von ihnen zer-
tifizierten Mediatoren an. So hat
zum Beispiel die Deutsche Gesell-
schaft für Mediation in der Wirt-
schaft (DGMW) eine Mindest-
stundenzahl von 200 Stunden

74 Wissen und Perspektive

Sechs Schritte zur Konfliktlösung
1. Prüfung des konkreten Konflikts auf Mediations -

eignung; Vorstellen der Methode der Mediation;
 Erläuterung des Verfahrens und des Mediations -
vertrages

2. Eröffnung des Verfahrens; Mediationsvertrag ver-
einbaren; Verfahrensregeln festlegen

3. Themensammlung der Konfliktfelder und deren
Strukturierung

4. Bearbeitung der Konfliktfelder und Klärung der
 Interessen (Konflikterhellung)

5. Lösungsoptionen erarbeiten und strukturieren

6. Gemeinsame Lösung vereinbaren und festhalten
(Abschlussvereinbarung)

Beschlussempfehlung 
des Rechtsausschusses 
des Deutschen Bundestags 
zu § 6 MediationsG
I. Einführung und Grundlagen der Mediation

 (Gewichtung 18 Stunden; 15 Prozent)

II. Ablauf und Rahmenbedingungen der Mediation
(Gewichtung 30 Stunden; 25 Prozent)

III. Verhandlungstechniken und -kompetenzen
 (Gewichtung 12 Stunden; 10 Prozent)

IV. Gesprächsführung, Kommunikationstechniken
(Gewichtung 18 Stunden; 15 Prozent)

V. Konfliktkompetenz (Gewichtung: 12 Stunden, 
10 Prozent)

VI. Recht der Mediation (Gewichtung 6 Stunden; 
5 Prozent)

VII. Recht in der Mediation, Ermöglichung einer recht-
lich informierten Entscheidung bei rechtlich rele-
vanten Sachverhalten (Gewichtung 12 Stunden,
10 Prozent)

VIII. Persönliche Kompetenz, Haltung und Rollenver-
ständnis (Gewichtung 12 Stunden; 10 Prozent)

IX. Praxis und Supervision und Intervention in der
Ausbildung

X. Praktische Erfahrungen und Nachweis von Fällen



theoretischer Ausbildung sowie
den Nachweis von vier praktisch
durchgeführten Mediationsfäl-
len als Voraussetzung für die Er-
teilung des Zertifikats „Wirt-
schaftsmediator/in DGMW“ fest-
gelegt.

Es ist noch nicht klar, ob die
Rechtsverordnung zu einer Ver-
schärfung oder Lockerung der
bereits bestehenden Anforde-
rungen an die Qualität der Aus-
bildung von Mediatoren führen
wird. Auch im Hinblick auf die
Kosten, die im Rahmen einer
Rechtsschutzversicherung für die
Parteien übernommen werden
können, erhoffen sich die Media-
toren durch den einheitlichen
Qualitätsstandard eine Verbesse-
rung der Akzeptanz des Verfah-
rens.

Parteien wählen den
Mediator aus
Es bleibt auch in Zukunft dabei:
Wer die Wahl hat, hat die Qual.
Denn trotz der vorgesehenen
einheitlichen Qualitätsstandards
wird es nicht einfacher, einen ge-
eigneten Mediator auszuwählen.
So wurde die Notwendigkeit
zum Nachweis einer Haftpflicht-
versicherung des Mediators für
seine Tätigkeit nicht in das neue
Gesetz aufgenommen (anders als
in Österreich).

Aber nicht nur durch das Vor-
handensein eines entsprechen-
den Versicherungsschutzes emp-
fiehlt sich der professionell arbei-

tende Mediator. Es ist vielmehr
ein ganzer Katalog von Kriterien
zu bedenken, um die richtige
Wahl zu treffen. Wesentlicher
Faktor bleibt aber das Vertrauen,
das sich zwischen Mediator und
den Parteien aufbauen lässt. Die
Chemie muss einfach stimmen.
Der Hinweis auf dieser Seite zeigt
Ihnen, worauf es bei der Wahl ei-
nes Mediators ankommt.

Ganzheitlich denken
Durch das Mediationsgesetz er-
hält die Mediation als erprobtes
und bewährtes Verfahren einen
festen Platz in unserer Rechts-
und Gesellschaftsordnung. Die

praktische Erfahrung wird zei-
gen, ob die gesetzliche Regelung
tatsächlich die Verbreitung der
Mediation unterstützt. Die Qua-
lität der Dienstleistung Media-
tion und die konkreten Erfah-
rungen der Konfliktparteien
werden die zukünftige Akzep-
tanz der Mediation entschei-
dend beeinflussen. 

Banken, die das Thema Media-
tion aktiv aufgreifen und so ihre
Kunden über eine nachhaltige
und wirtschaftliche Möglichkeit
der Konfliktbeilegung informie-
ren, unterstreichen ihre Kompe-
tenz im Sinne einer tatsächlich
ganzheitlichen Beratung. BI
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Kriterien für die Auswahl 
eines geeigneten Mediators
Persönliche Voraussetzungen

Alter, Geschlecht, Sprachkenntnisse, Empathiefähig-
keit, Kommunikationsverhalten im Vorgespräch

Sachkompetenz als Mediator

Ausbildung, Quellberuf, aktuelle berufliche Tätigkeit,
Branchenkenntnisse, betriebswirtschaftliche/psycho -
logische/juristische/technische Kenntnisse, Veröffent-
lichungen/Publikationen, eventuelle Vortrags- und
Lehrtätigkeit

Prozesskompetenz als Mediator

Fragen nach der theoretischen Ausbildung (Wann?
Wo? In welchem zeitlichen Umfang? Mit welchen
Schwerpunkten? Mit welchem Abschluss?)

Zertifizierungen/Zulassungen

Qualitätsstandards eines Verbandes; Zertifizierung,
gesetz liche Vorgaben (zukünftig in Deutschland
 „zertifzierter Mediator“ nach MediationsG)

freiwillige Qualitäts- und Verhaltensregeln

beispielsweise „Europäischer Verhaltenskodex für
Media toren“, Interdisziplinarität des Mediators,
Netzwerk des  Mediators

praktische Erfahrungen und Referenzen 

sonstige Kriterien

Haftpflichtversicherung des Mediators, Transparenz
des  Angebots und der Vergütung


